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Sehr geehrte Mandanten,

„Gesetze müssen so formuliert sein, dass die davon Betroffenen die

Rechtslage erkennen und ihr Verhalten danach einrichten können.“

Spreche ich Ihnen damit aus der Seele? Eigentlich sollte es ja eine

Selbstverständlichkeit sein, aber in der Praxis ist die Erkenntnis der

Rechtslage aus dem Gesetzestext häufig schwierig. Dem FG Köln (Az: 9

K 3177/14) wurde es nun aber wohl zu bunt und es hat sich wortwört-

lich wie eingangs geschrieben geäußert. Im Urteilsfall ging es dabei um

die Anforderungen an den Inlandsbezug einer Spende.

Weiter führt das Gericht aus: „Die Gerichte müssen in der Lage sein, die

Anwendung der betreffenden Rechtsvorschrift durch die Verwaltung

zu kontrollieren. Zwar ergibt sich weder aus dem Rechtsstaatsprin-

zip noch aus den Grundsätzen der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung

und der Gewaltenteilung ein Verbot, unbestimmte Rechtsbegriffe, also

Begriffe, die bei der Gesetzesanwendung noch der Konkretisierung

bedürfen, zu verwenden. Der Gesetzgeber ist aber gleichwohl ver-

pflichtet, seine Regelungen so bestimmt zu fassen, wie dies nach der

Eigenart des zu ordnenden Lebenssachverhalts und mit Rücksicht auf

den Normzweck möglich ist. Mithilfe der üblichen Auslegungsmetho-

den, insbesondere durch Heranziehung anderer Vorschriften desselben

Gesetzes, durch Berücksichtigung des Normzusammenhangs oder auf-

grund einer gefestigten Rechtsprechung muss sich eine zuverlässige

Grundlage für die Auslegung und Anwendung der Vorschrift gewinnen

lassen.“

Mit anderen Worten: Unverständliche Gesetze gehen gar nicht! In die-

sem Sinne wünscht Ihnen eine informative Lektüre

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.9.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.9. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge September 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Sep-

tember ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.9.2016.

Alterseinkünftegesetz: Verfassungsmäßigkeit  
bekräftigt

Der Bundesfinanzhof (BFH) hält an seiner Rechtsprechung fest, dass die 

Besteuerung der Altersrenten seit 2005 verfassungsgemäß ist, sofern 

nicht gegen das Verbot der doppelten Besteuerung verstoßen wird. Er 

hebt zudem hervor, dass mit dem Vorbringen gegen die Richtigkeit ei-

nes Urteils des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) keine erneute ver-

fassungsgerichtliche Prüfung eines Gesetzes erreicht werden kann.

Der Kläger und seine 2014 verstorbene Ehefrau bezogen im Streitjahr 

2009 Renteneinkünfte aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Den 

steuerfreien Teil der Altersrenten ermittelte das Finanzamt gemäß § 

22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a Doppelbuchst. aa Sätze 3ff. des Einkommen-

steuergesetzes (EStG).

Im finanzgerichtlichen Verfahren machte der Kläger geltend, die Be-

steuerung der Sozialversicherungsrenten sei verfassungswidrig. Das 

Urteil des BVerfG vom 06.03.2002  (2 BvL 17/99) zur Verfassungswid-

rigkeit der früheren Rentenbesteuerung beruhe teilweise auf falschen 

Daten. Deshalb dürften die Renten auch künftig nur mit dem Ertrags-

anteil besteuert werden. Daran ändere auch die Tatsache nichts, dass 

das BVerfG drei Verfassungsbeschwerden, in denen die Verfassungs-

widrigkeit des Alterseinkünftegesetzes gerügt worden sei, nicht zur 

Entscheidung angenommen habe. Zudem hat der Kläger die Verlet-

zung des Verbots der doppelten Besteuerung gerügt. Die steuerliche 

Entlastung seiner Altersrente sei geringer als die steuerliche Belastung 

der von ihm und seiner Frau geleisteten Vorsorgeaufwendungen.

Der BFH hat im Streitfall an seiner Rechtsprechung zur Verfassungs-

mäßigkeit der Rentenbesteuerung seit 2005 festgehalten und klarge-

stellt, dass der Kläger mit seinen Einwendungen gegen die Richtigkeit 

einer verfassungsgerichtlichen Entscheidung im Revisionsverfahren 

nicht gehört werden kann. Die im Bundesgesetzblatt veröffentlichte 

Entscheidungsformel eines Urteils habe nach § 31 des Bundesverfas-

sungsgerichtsgesetzes Gesetzeskraft.

Ob im konkreten Streitfall gegen das Verbot der doppelten Besteu-

erung verstoßen worden ist, konnte der BFH wegen fehlender Fest-

stellungen des Finanzgerichts (FG) zu diesem Punkt nicht beurteilen. 

Er hat das Verfahren deshalb an das FG zurückverwiesen, diesem aber 

gewisse Vorgaben für die weitere Prüfung gemacht. So weist er darauf 

hin, dass bei der Berechnung einer möglichen doppelten Besteuerung 

das Nominalwertprinzip zugrunde zu legen ist. Bei der Ermittlung der 

steuerlichen Belastung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche-

rung müsse darüber hinaus berücksichtigt werden, dass die Arbeitge-

berbeiträge gemäß § 3 Nr. 62 EStG steuerfrei gewesen seien. Nach 

Auffassung des BFH sind bei der Ermittlung der steuerlichen Belastung 

der Altersvorsorgeaufwendungen zudem die Höchstbeträge des § 10 

Absatz 3 EStG alter Fassung bis einschließlich des Veranlagungszeit-

raums 2004 anhand der Beitragssätze der gesetzlichen Sozialversiche-

rung aufzuspalten. Bei freiwillig geleisteten Beiträgen zur gesetzlichen 

Rentenversicherung seit 2005 seien die tatsächlich abziehbaren Bei-

träge gemäß § 10 Absatz 3 EStG neuer Fassung zugrunde zu legen.

Obwohl die Ehefrau des Klägers im Zeitpunkt der BFH-Entscheidung 

bereits verstorben war, kann nach Auffassung des BFH die Höhe der 

steuerlichen Entlastung ihrer Rente nicht anhand der von ihr kon-

kret bezogenen Leistungen berechnet werden. Entscheidend für die 

Berechnung der steuerlichen Entlastung der Rente seien vielmehr 
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die zum Zeitpunkt des Beginns des Rentenbezugs der statistischen 

Wahrscheinlichkeit nach zu erwartenden Leistungen. Versterbe der 

Steuerpflichtige vor Erreichen der statistischen Lebenserwartung, ver-

wirkliche sich das typische Rentenrisiko. Während bei einem Teil der 

Steuerpflichtigen die Lebenszeit die statistische Lebenserwartung un-

terschreite, werde diese bei anderen überschritten.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.04.2016, X R 2/15

Splittingtarif: Nicht auf nichteheliche  
Lebensgemeinschaft anwendbar

Der Splittingtarif gilt nur für Ehegatten und eingetragene Lebenspart-

nerschaften, nicht aber für nichteheliche Lebensgemeinschaften. Dies 

hebt das Finanzgericht (FG) Münster hervor.

Die Kläger, die nicht miteinander verheiratet sind, leben mit ihren drei 

gemeinsamen Kindern in einem Haushalt. Das Finanzamt veranlagte 

sie für das Streitjahr 2012 jeweils einzeln zur Einkommensteuer und 

legte dabei die erklärten Einkünfte zugrunde. Die Kläger beantragten 

demgegenüber eine Zusammenveranlagung unter Anwendung des 

Splittingtarifs. Zur Begründung beriefen sie sich auf die 2013 rück-

wirkend für alle offenen Fälle eingeführte gesetzliche Regelung in § 

2 Absatz 8 Einkommensteuergesetz (EStG), wonach die für Eheleute 

geltenden Regelungen auch auf „Lebenspartnerschaften“ Anwendung 

finden. Hierunter seien auch nichteheliche Lebenspartnerschaften zu 

verstehen.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das FG Münster führt aus, dass der im 

Gesetz verwendete Begriff der „Lebenspartnerschaften“ ausschließlich 

eingetragene Lebenspartnerschaften umfasse. Dies folge daraus, dass 

§ 2 Absatz 8 EStG allein zur Umsetzung einer Entscheidung des Bun-

desverfassungsgerichts eingeführt worden sei, wonach die Diskrimi-

nierung gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften im Vergleich zu 

Ehen in Bezug auf die Anwendung des Splittingtarifs gegen den verfas-

sungsrechtlichen Gleichheitssatz verstoße. Dabei habe das Bundesver-

fassungsgericht maßgeblich darauf abgestellt, dass es sich sowohl bei 

der Ehe als auch bei der eingetragenen Lebenspartnerschaft um eine 

rechtlich institutionalisierte Form der Partnerschaft handele. Aus die-

sem Kontext sei nicht ersichtlich, dass der Gesetzgeber darüber hinaus 

andere Partnerschaften, die keine rechtlichen Gemeinschaften darstel-

len, steuerlich begünstigen wollte. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist 

beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen III B 100/16 anhängig.

FG Münster, Urteil vom 18.05.2016, 10 K 2790/14 E, nicht rechtskräftig

Altersvorsorgeaufwendungen: Verfassungs-be-
schwerden gegen die Nichtanerkennung als  
vorweggenommene Werbungskosten erfolglos

Die Nichtanerkennung von Altersvorsorgeaufwendungen als vorweg-

genommene Werbungskosten ist mit der Verfassung vereinbar. Das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat zwei Verfassungsbeschwerden 

gegen die steuerliche Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen 

im Geltungsbereich des Alterseinkünftegesetzes vom 05.07.2004 

nicht zur Entscheidung angenommen.

Die gesetzgeberische Qualifizierung von Altersvorsorgeaufwendungen 

als Sonderausgaben und die vorgesehene höhenmäßige Beschränkung 

des Sonderausgabenabzugs seien verfassungsrechtlich nicht zu bean-

standen, so die Karlsruher Richter. Die Frage des Verstoßes gegen das 

Verbot der Doppelbesteuerung könne erst in den Veranlagungszeiträu-

men der Rentenbesteuerung zum Gegenstand der verfassungsrechtli-

chen Beurteilung gemacht werden.

Hintergrund: Die Beschwerdeführerin im Verfahren 2 BvR 290/10 

hatte in ihrer Einkommensteuererklärung erfolglos den Arbeitnehme-

ranteil zur gesetzlichen Rentenversicherung als vorweggenommene 

Werbungskosten steuermindernd geltend gemacht. Der Beschwerde-

führer im Verfahren 2 BvR 323/10 ist als Steuerberater und vereidigter 

Buchprüfer nichtselbstständig tätig. Er beantragte im Lohnsteuer-

Ermäßigungsverfahren beim zuständigen Finanzamt erfolglos, die von 

ihm zu leistenden Beiträge an das Wirtschaftsprüfer-Versorgungswerk 

als vorweggenommene Werbungskosten auf der Lohnsteuerkarte ein-

zutragen.

Nachdem in beiden Fällen Einspruch und Klage jeweils erfolglos ge-

blieben waren, wandten sich die Beschwerdeführer jeweils an das 

BVerfG, wo sie im Wesentlichen eine Verletzung ihrer Rechte aus Ar-

tikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes rügten. Ihre Verfassungsbeschwer-

den hatten keinen Erfolg.

Bundesverfassungsgericht, Beschlüsse vom 14.06.2016, 2 BvR 290/10 

und 2 BvR 323/10
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Kindergeld auch bei Au-pair-Aufenthalt?

Wenn ein Kind sich dafür entscheidet, für einen Au-pair-Aufenthalt ins 

Ausland zu gehen, dann können die Eltern weiterhin Kindergeld be-

kommen. Voraussetzung: Das Kind besucht mindestens 10 Stunden 

pro Woche einen Sprachkurs.

Das bestätigt der BFH in einem aktuell veröffentlichten Urteil. Im 

entschiedenen Fall gingen die Eltern der jungen Frau leider leer aus 

– denn diese hatte sich für einen Sprachkurs mit nur 8,6 Stunden pro 

Woche entschieden. Dies stelle keine Ausbildung im Sinne des Kinder-

geldrechts dar, meinten Familienkasse, Finanzgericht und BFH über-

einstimmend.

Um die 10-Stunden-Grenze zu berechnen, wird eine Durchschnittsbe-

trachtung für die Dauer des gesamten Aufenthaltes angestellt, sodass 

bei insgesamt hinreichend umfangreichem Unterricht die Berücksich-

tigung in einem Ferienmonat nicht unterbrochen wird. Bei weniger als 

durchschnittlich zehn Wochenstunden können ausnahmsweise einzel-

ne Monate gleichwohl als Berufsausbildung zu werten sein, wenn sie 

z.B. infolge von Blockunterricht oder Lehrgängen durch intensiven, die 

Grenze von zehn Wochenstunden deutlich überschreitenden Unter-

richt geprägt werden, erklärte der BFH unter Verweis auf in früheren 

Jahren ergangene Urteile.

BFH-Urteil vom 14.6.2016, Az. III B 132/15

Betrieb einer Solaranlage kann Elterngeld mindern

Einkünfte aus dem Betrieb einer Solaranlage, die zusätzlich zu solchen 

aus einer abhängigen Beschäftigung erzielt werden, können den An-

spruch auf Elterngeld mindern. Dies zeigt ein vom Bundessozialgericht 

(BSG) entschiedener Fall.

Die Klägerin bezog neben ihrem Gehalt aus einer abhängigen Beschäf-

tigung Gewinneinkünfte aus dem Betrieb einer Solaranlage. Der be-

klagte Landkreis berechnete deshalb das Elterngeld für ihr im August 

2013 geborenes Kind auf der Grundlage des letzten steuerlichen Ver-

anlagungszeitraums, dem Jahr 2012. Die Einkünfte der Klägerin im Jahr 

2013 blieben damit außer Betracht.

Anders als die Vorinstanzen hat das BSG die Wahl dieses Bemessungs-

zeitraums bestätigt und auf die Revision des beklagten Landkreises 

die auf höheres Elterngeld gerichtete Klage abgewiesen. Das Gesetz 

schreibe diesen Bemessungszeitraum seit der Neuregelung durch das 

Gesetz zur Vereinfachung des Elterngeldvollzugs vom 10.09.2012 bei 

so genannten Mischeinkünften aus selbstständiger und abhängiger 

Beschäftigung zwingend vor. Die damit in atypischen Einzelfällen ver-

bundenen Belastungen – bei der Klägerin ein Verlust von immerhin 

mehreren Tausend Euro Elterngeld – seien durch das gesetzgeberische 

Ziel der Verwaltungsvereinfachung gerechtfertigt, betonen die Bun-

desrichter.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 21.06.2016, B 10 EG 8/15 R

Familienkasse muss Kindergeldempfänger keine  
unnötigen Anwaltskosten erstatten

Ein Vater, der gegen einen ablehnenden Kindergeldbescheid durch 

einen Rechtsanwalt erfolgreich Einspruch eingelegt hat, kann kei-

ne Erstattung seiner Anwaltskosten verlangen, wenn er erst im Ein-

spruchsverfahren Unterlagen vorgelegt hat (Studienbescheinigung der 

Tochter), die er schon früher hätte vorlegen können. Dies betont das 

Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz.

Nach dem Abitur seiner Tochter teilte der Kläger der Familienkasse 

(auf Nachfrage) mit, dass sich seine Tochter im Rahmen eines Au-Pair 

Verhältnisses in Spanien aufhalte und einen Studienplatz suche. Da der 

Kläger trotz mehrfacher Aufforderungen der Familienkasse dafür keine 

entsprechenden Nachweise vorlegte, wurde die Festsetzung des Kin-

dergeldes mit Bescheid vom Januar 2015 aufgehoben.

Dagegen legte der Kläger – vertreten durch einen Rechtsanwalt – Ein-

spruch ein und machte unter anderem geltend, seine Tochter habe sich 

für das Sommersemester 2015 an den Universitäten Mainz und Köln 

beworben. Die Familienkasse forderte erneut entsprechende Nach-

weise, worauf der Kläger im April 2015 eine Studienbescheinigung 

vorlegte, wonach sich seine Tochter bereits im September 2014 an der 

Hochschule Trier eingeschrieben hatte. Daraufhin half die Familienkas-

se dem Einspruch ab und gewährte ab Oktober 2014 Kindergeld. Die 

Erstattung der Anwaltskosten lehnte sie allerdings mit der Begründung 

ab, dass die für die Entscheidung notwendigen Unterlagen (Studien-

bescheinigung) erst während des Einspruchsverfahrens eingereicht 

worden seien.
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Gegen die Ablehnung der Kostenerstattung legte der Kläger erfolglos 

Einspruch ein und erhob sodann Klage beim FG. Er berief sich darauf, 

dass er die ihm vorliegenden Unterlagen stets an die Familienkasse 

weitergeleitet habe und dass ihm erst nach Beauftragung eines An-

walts Kindergeld gewährt worden sei.

Die Klage des Klägers blieb erfolglos. Die Familienkasse müsse die Ge-

bühren oder Auslagen eines Anwalts nur dann erstatten, wenn seine 

Beauftragung notwendig gewesen sei, so das FG. Dies sei hier nicht der 

Fall. Denn der Kläger habe die erforderlichen Unterlagen schuldhaft 

verspätet erst im Einspruchsverfahren vorgelegt. Ein etwaiges Ver-

schulden seiner Tochter müsse sich der Kläger zurechnen lassen. Der 

Ablehnungsbescheid und das Einspruchsverfahren wären bei rechtzei-

tiger Vorlage der Studienbescheinigung vermeidbar gewesen.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 02.06.2016, 6 K 1816/15, 

noch nicht rechtskräftig

Versicherungsleistung mindert abzugsfähige Auf-
wendungen für haushaltsnahe Handwerkerleistungen

Aufwendungen für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen 

für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen kön-

nen zu einer Steuerermäßigung führen. Nach der gesetzlichen Rege-

lung ermäßigt sich die tarifliche Einkommensteuer auf Antrag um 20 

Prozent, höchstens um 1.200 Euro, der Aufwendungen. Übernimmt 

eine Versicherung indes die Handwerkerkosten, so mindert dies in 

Höhe der Leistung den Ermäßigungsbetrag. Dies hebt das Finanzge-

richt (FG) Münster hervor.

Im Streitfall erlitt die Klägerin einen Wasserschaden, für dessen Besei-

tigung Handwerkerkosten in Höhe von insgesamt 3.224 Euro anfielen. 

Die Versicherung der Klägerin erstattete die Aufwendungen. In ihrer 

Einkommensteuererklärung setzte die Klägerin die Handwerkerkosten 

an und beantragte die Gewährung der Steuerermäßigung. Das Finanz-

amt lehnte dies aufgrund der Regulierung des Schadens durch die Ver-

sicherung ab.

Das FG Münster wies die hiergegen erhobene Klage ab. Die Inan-

spruchnahme der Steuerermäßigung für haushaltsnahe Handwerker-

leistungen setze eine wirtschaftliche Belastung der Klägerin durch die 

Handwerkerkosten voraus. Daran fehle es im Streitfall, da die Versi-

cherung die Handwerkerkosten erstattet habe. Eine wirtschaftliche 

Belastung der Klägerin ergebe sich auch nicht aus den gezahlten Ver-

sicherungsbeiträgen, weil durch diese nicht die Versicherungsleistung 

angespart werde. Der Anspruch auf Schadensregulierung bestehe un-

abhängig von der Gesamthöhe der eingezahlten Beiträge.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 06.04.2016, 13 K 136/15 E

Tod eines Miterben vor Auseinandersetzung:  
FG Hamburg beschäftigt sich mit Grunderwerbsteuer

Stirbt ein Miterbe vor Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft, 

sind dessen Erben, die Erbeserben, unmittelbar als Miterben an bei-

den Erbengemeinschaften beteiligt. Dies stellt das Finanzgericht (FG) 

Hamburg klar. Wenn die Erbeserben ihre Erbteile auf eine aus ihnen 

bestehende GbR I übertragen, sei dieser Vorgang nach § 1 Absatz 1 

Nr. 3 Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) grunderwerbsteuerbar, aber 

nach § 3 Nr. 3 Satz 1 GrEStG von der Steuer befreit. Durch diesen Vor-

gang schieden die Erbeserben aus der Erbengemeinschaft aus und die 

Auseinandersetzung sowohl der Erben- als auch der Erbeserbenge-

meinschaft sei ihnen gegenüber abgeschlossen, so das FG Hamburg.

Eine nachfolgende Grundstücksübertragung durch die Erbengemein-

schaft auf eine aus den Erben und Erbeserben gebildete GbR II sei dann 

nicht mehr nach § 3 Nr. 3 Satz 1 GrEStG von der Grunderwerbsteuer 

befreit, soweit die Erbeserben an der GbR II beteiligt sind. Die zunächst 

eingreifende Steuerbegünstigung nach § 6 Absatz 3 Satz 1 GrEStG ent-

falle nach § 6 Absatz 3 Satz 2 GrEStG rückwirkend, wenn die Erbeser-

ben ihre Gesellschaftsanteile an der GbR II innerhalb von fünf Jahren 

nach der Grundstücksübertragung übertragen.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 15.04.2016, 3 K 213/15, rechts-

kräftig
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Arbeitnehmer

Ambulante Kur: Entgeltfortzahlung nur bei Erfüllung 
bestimmter Voraussetzungen

Gesetzlich Versicherte haben während einer ambulanten Vorsorgekur 

gegen ihren Arbeitgeber ausschließlich dann Anspruch auf Entgeltfort-

zahlung, wenn die vom Sozialleistungsträger (zum Beispiel Kranken-

kasse) bewilligte Maßnahme in einer Einrichtung der medizinischen 

Vorsorge oder Rehabilitation im Sinne des § 107 Absatz 2 Sozialge-

setzbuch V (SGB V) durchgeführt wird und keinen urlaubsmäßigen Zu-

schnitt hat. Dies stellt das Bundesarbeitsgericht (BAG) klar.

Die Klägerin ist seit 2002 beim beklagten Land als Köchin beschäf-

tigt. Vom 04. bis zum 24.10.2013 unterzog sie sich einer von der AOK 

Niedersachsen bezuschussten ambulanten Kur auf der Insel Langeoog. 

Im dortigen Kur- und Wellnesscenter erhielt sie nach ihrem Vorbingen 

insgesamt 30 Anwendungen, nämlich je sechs Meerwasserwarmbä-

der, Bewegungsbäder, Massagen, Schlickpackungen und Lymphdrai-

nagen. Außerdem sollte sie täglich in der Brandungszone inhalieren. 

Das beklagte Land weigerte sich im Vorfeld, die Klägerin für die Dau-

er der Kur unter Fortzahlung ihrer Vergütung freizustellen. Daraufhin 

beantragte die Klägerin Urlaub, der ihr bewilligt wurde. Mit ihrer Kla-

ge hat sie geltend gemacht, der genommene Urlaub dürfe nicht auf 

den Urlaubsanspruch angerechnet werden. Das Arbeitsgericht hat die 

Klage abgewiesen, das Landesarbeitsgericht die Berufung der Klägerin 

zurückgewiesen.

Auch die Revision der Klägerin ist erfolglos geblieben. Bestehe – wie 

im Streitfall – keine Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, dürften 

Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation nach § 

10 Bundesurlaubsgesetz nicht auf den Urlaub angerechnet werden, 

wenn ein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts nach den ge-

setzlichen Vorschriften über die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 

besteht, so das BAG. Ein solcher Anspruch setze bei gesetzlich Versi-

cherten nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Entgeltfortzahlungsgesetz voraus, 

dass die vom Träger der Sozialversicherung oder einem sonstigen 

Sozialleistungsträger bewilligte ambulante Vorsorgekur in einer Ein-

richtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation durchgeführt 

wird. Das seien nur Einrichtungen, die den Anforderungen des § 107 

Absatz 2 SGB V genügten.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 25.05.2016, 5 AZR 298/15

Vorzeitige Altersrente: Sogar Einnahmen aus einer 
Solaranlage können die Zahlungen kürzen

Wer eine vorzeitige Altersrente (oder eine Erwerbsminderungsrente) 

beizieht, der kann problemlos nebenbei einen 450 Euro-Job ausüben, 

ohne die Rente einzubüßen oder gekürzt zu bekommen. 

Das kann sich allerdings ändern, wenn ein Rentner eine private Pho-

tovoltaikanlage (Solaranlage) auf dem Dach seines Hauses hat und 

durch den Verkauf der gewonnenen Energie an ein Versorgungsunter-

nehmen weitere Einnahmen erzielt. Denn auch dabei handelt es sich 

um „Arbeitseinkommen“. 

Hier führte das dazu, dass die Rente pauschal um 1/3 gekürzt wurde.

SG Mainz, S 15 R 389/13

Ausgleich einer Betriebsrente nach altem Ver- 
sorgungsausgleichsrecht: Kein Werbungskosten- oder 
Sonderausgabenabzug entsprechender Zahlungen

Eine Ausgleichszahlung an den geschiedenen Ehegatten zur Abgel-

tung des Versorgungsausgleichs einer Betriebsrente ist steuerlich 

nicht abzugsfähig, wenn der Versorgungsausgleich nach der vor dem 

01.09.2009 geltenden Rechtslage vorgenommen wurde. Dies hat das 

Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Der Kläger und seine Ehefrau ließen sich 2010 scheiden und trafen 

hinsichtlich des Versorgungsausgleichs bezüglich der Betriebsrente ei-

nen Vergleich, der eine Abfindungszahlung in Höhe von 35.000 Euro, 

zahlbar in fünf Jahresraten, vorsah. Aufgrund einer Übergangsregelung 

fand für den Versorgungsausgleich noch das bis zum 31.08.2009 gel-

tende Versorgungsausgleichsrecht Anwendung. Der Kläger machte die 

im Streitjahr 2012 an seine geschiedene Ehefrau gezahlte erste Rate in 

Höhe von 7.000 Euro als Werbungskosten bei seinen Einkünften aus 

nichtselbstständiger Arbeit, hilfsweise als Sonderausgaben geltend, 

was vom Finanzamt abgelehnt wurde.

Auch im Klageverfahren hatte er keinen Erfolg. Die Zahlung führe, so 

das FG Münster, weder zu Werbungskosten noch zu Sonderausgaben. 

Ein Werbungskostenabzug für eine Ausgleichszahlung bezüglich einer 

Betriebsrente wäre nur dann in Betracht gekommen, wenn die Rente 

ohne die Zahlung zwischen dem Kläger und seiner geschiedenen Ehe-
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frau geteilt worden und sein Rentenanspruch damit gekürzt worden 

wäre. Eine solche interne Teilung, die nach den neuen Regelungen in 

§§ 10 ff. VersAusglG (Gesetz über den Versorgungsausgleich) grund-

sätzlich vorgesehen sei, setze nach der früheren Rechtslage allerdings 

voraus, dass die Versorgungszusage des Arbeitgebers eine solche Tei-

lung ausdrücklich zulasse. Da die Vereinbarungen des Klägers mit sei-

nem Arbeitgeber zu einer Teilung der Rente im Scheidungsfall keine 

Regelungen enthielten, habe der Kläger lediglich einen schuldrecht-

lichen Versorgungsausgleich (§ 2 Versorgungsausgleichs-Härterege-

lungsgesetz in Verbindung mit §§ 1587f ff. Bürgerliches Gesetzbuch) 

durchführen können. Er hätte daher in jedem Fall die Rentenbezüge in 

vollem Umfang versteuern müssen.

Der Sonderausgabenabzug sei nur in den in §10 Absatz 1 Nr. 1b Ein-

kommensteuergesetz ausdrücklich genannten Fällen zulässig. Die 

Vereinbarung einer Zahlung zur Ablösung künftiger Ansprüche, wie 

sie vom Kläger getroffen wurde, werde hiervon jedoch nicht erfasst. 

Ein solcher Vorgang sei vielmehr einer Vermögensauseinandersetzung 

gleichzustellen. Dementsprechend müsse die geschiedene Ehefrau des 

Klägers die Ausgleichszahlungen auch nicht versteuern. Im Hinblick 

auf aktuell noch anhängige Revisionsverfahren zur früheren Rechtslage 

hat das FG die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen. 

Diese ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen X R 20/16 

anhängig.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 22.06.2016, 7 K 727/14 E, nicht 

rechtskräftig

Einsicht in die Personalakten: Nicht unter  
Hinzuziehung eines Rechtsanwalts

Der Arbeitnehmer hat das Recht, in die über ihn geführten Personalak-

ten Einsicht zu nehmen und hierzu ein Mitglied des Betriebsrats hin-

zuzuziehen (§ 83 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 Betriebsverfassungsgesetz 

– BetrVG). Die Regelung begründe damit keinen Anspruch des Arbeit-

nehmers auf Einsichtnahme unter Hinzuziehung eines Rechtsanwalts, 

betont das Bundesarbeitsgericht (BAG). Ein solcher Anspruch des 

Arbeitnehmers folge jedenfalls dann weder aus der Rücksichtspflicht 

des Arbeitgebers (§ 241 Absatz 2 Bürgerliches Gesetzbuch) noch aus 

dem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung, wenn der Ar-

beitgeber dem Arbeitnehmer erlaubt, für sich Kopien von den Schrift-

stücken in seinen Personalakten zu fertigen. In diesem Fall sei dem 

einem Beseitigungs- oder Korrekturanspruch vorgelagerten Transpa-

renzschutz genügt, dem das Einsichtsrecht des Arbeitnehmers in die 

Personalakten dient.

Der Kläger ist nach einem Betriebsübergang bei der Beklagten als 

Lagerist beschäftigt. Seine bisherige Arbeitgeberin hatte ihm eine Er-

mahnung erteilt und seinen Antrag, unter Hinzuziehung einer Rechts-

anwältin Einsicht in seine Personalakten zu nehmen, unter Hinweis auf 

ihr Hausrecht abgelehnt. Allerdings hatte sie dem Kläger gestattet, 

Kopien von den Schriftstücken in seinen Personalakten zu fertigen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 

hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen und angenommen, das 

Einsichtsrecht des Arbeitnehmers in seine Personalakten sei in § 83 

BetrVG ausschließlich und abschließend geregelt. Die Revision des 

Klägers hatte vor dem BAG keinen Erfolg. Die bisherige Arbeitgeberin 

habe dem Kläger gestattet, für sich Kopien der in seinen Personalakten 

befindlichen Dokumente anzufertigen. An diese Erlaubnis sei die Be-

klagte gebunden (§ 613a Absatz 1 Satz 1 BGB). Der Kläger habe damit 

ausreichend Gelegenheit, anhand der gefertigten Kopien den Inhalt 

der Personalakten mit seiner Rechtsanwältin zu erörtern.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 12.07.2016, 9 AZR 791/14

Dienstjubiläumsfeier: Aufwendungen können als 
Werbungskosten steuerlich absetzbar sein

Ein Dienstjubiläum ist ein berufsbezogenes Ereignis. Dies hat der Bun-

desfinanzhof (BFH) entschieden. Aufwendungen für eine betriebsin-

terne Feier anlässlich eines Dienstjubiläums könnten (nahezu) aus-

schließlich beruflich veranlasst und damit als Werbungskosten bei 

den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit zu berücksichtigen sein, 

wenn der Arbeitnehmer die Gäste nach abstrakten berufsbezogenen 

Kriterien einlädt.

Der Kläger war im Streitjahr (2006) als Beamter beim Finanzamt be-

schäftigt. Im April 2006 beging er sein 40-jähriges Dienstjubiläum und 

lud aus diesem Anlass an einem Montag für die Zeit von 11 bis 13 Uhr 

zu einer Feier in den Sozialraum des Finanzamtes ein. Die Einladung 

richtete er per E-Mail an alle Amtsangehörigen des Finanzamts sowie 
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an die in dem Amtsgebäude ebenfalls tätigen Bediensteten des Fi-

nanzamts für Großbetriebsprüfung. Zur Bewirtung der Gäste bestellte 

er für 50 Personen Häppchen und kaufte Wein und Sekt ein. Die ihm 

durch die Feier entstandenen Kosten von insgesamt rund 830 Euro 

machte er im Streitjahr als Werbungskosten bei den Einkünften aus 

nichtselbstständiger Arbeit geltend. Das Finanzamt erkannte die Auf-

wendungen nicht als Werbungskosten an. Auch vor dem Finanzgericht 

(FG) hatte der Kläger keinen Erfolg. Erst der BFH gab seiner Klage statt.

In Bezug auf den Anlass einer Feier stellt der BFH zunächst klar, dass 

ein Dienstjubiläum ein berufsbezogenes Ereignis ist. Denn der Beschäf-

tigte werde im Rahmen eines Dienstjubiläums für seine langjährige, 

treue Pflichterfüllung gegenüber dem Dienstherrn geehrt. Bei einem 

Dienstjubiläum stehe mithin die Würdigung der vom Beamten für den 

Dienstherrn geleisteten Dienste im Vordergrund. Es sei damit Teil der 

Berufstätigkeit des Beamten.

Nach den bindenden Feststellungen des FG beruhten die streitigen Be-

wirtungsaufwendungen des Klägers auch nicht oder in nur unbedeu-

tendem Maße auf privaten, der Lebensführung des Steuerpflichtigen 

zuzurechnenden Umständen. Sie seien vielmehr ausschließlich oder 

nahezu ausschließlich beruflich veranlasst. Dies folgt nach Ansicht des 

BFH zum einen aus dem dienstlichen (beruflichen) Anlass der Feier. 

Zum anderen werde dieser Schluss von dem Umstand getragen, dass 

der Kläger unterschiedslos alle Amtsangehörigen eingeladen hat.

Schließlich seien im Streitfall auch keine durchgreifenden Umstände 

ersichtlich, die für eine private Veranlassung der vom Kläger geltend 

gemachten Aufwendungen streiten. Vielmehr sprächen die maßvollen 

Kosten (circa 830 Euro bei 50 Gästen), Veranstaltungsort (Sozialraum 

des Finanzamts) und -zeit (Montag von 11 Uhr bis 13 Uhr und damit zu-

mindest teilweise während der Dienstzeit) sowie die «Genehmigung» 

der Feier durch die Amtsleitung gegen einen privaten Charakter der 

Feier.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.01.2016, VI R 24/15

Ins Ermessen des Arbeitgebers gestellter  
Bonusanspruch: Leistungsbestimmung erfolgt  
durch das Gericht

Behält es sich der Arbeitgeber vertraglich vor, über die Höhe eines 

Bonusanspruchs nach billigem Ermessen zu entscheiden, unterliegt 

diese Entscheidung der vollen gerichtlichen Überprüfung. Entspricht 

sie nicht billigem Ermessen, ist sie gemäß § 315 Absatz 3 Bürgerliches 

Gesetzbuch (BGB) unverbindlich und die Höhe des Bonus durch das 

Gericht auf Grundlage des Vortrags der Parteien festzusetzen. Dies 

stellt das Bundesarbeitsgericht (BAG) klar.

Der Kläger war vom 01.01.2010 bis zum 30.09.2012 bei der deutschen 

Niederlassung der Beklagten, einer internationalen Großbank, als Ma-

naging Director beschäftigt. Vertraglich war vereinbart, dass er am 

jeweils gültigen Bonussystem und/oder am Deferral Plan teilnimmt. 

Entsprechend der vertraglichen Vereinbarung erhielt er für das Ge-

schäftsjahr 2009 eine garantierte Leistung in Höhe von 200.000 Euro, 

für das Geschäftsjahr 2010 eine Leistung von 9.920 Euro. Für 2011 er-

hielt der Kläger keinen Bonus oder Deferral Award. Andere Mitarbeiter 

erhielten Leistungen, die sich der Höhe nach überwiegend zwischen ei-

nem Viertel und der Hälfte der jeweiligen Vorjahresleistung bewegten.

Mit der Klage begehrte der Kläger die Zahlung eines Bonus für das Ge-

schäftsjahr 2011, dessen Höhe er in das Ermessen des Gerichts stellte, 

mindestens aber 52.480 Euro. Das Arbeitsgericht hat die Beklagte zur 

Zahlung eines Bonus in Höhe von 78.720 Euro verurteilt. Das Landes-

arbeitsgericht (LAG) hat die Klage mit der Begründung abgewiesen, 

der Kläger habe keine hinreichenden Anhaltspunkte vorgetragen, die 

eine gerichtliche Festsetzung der Bonushöhe ermöglichten.

Die Revision des Klägers hatte vor dem BAG Erfolg. Der Kläger habe 

nach den vertraglichen Vereinbarungen der Parteien einen Anspruch 

auf einen Bonus und/oder Deferral Award, der nach billigem Ermessen 

festzusetzen gewesen sei, so das BAG. Mangels hinreichender Darle-

gungen der Beklagten zur Berechtigung der Festsetzung auf Null für 

das Jahr 2011 sei diese Festsetzung unverbindlich. Die Leistungsbe-

stimmung habe in einem solchen Fall gemäß § 315 Absatz 3 Satz 2 

BGB durch das Gericht zu erfolgen. Grundlage dafür sei der Sachvor-

trag der Parteien; eine Darlegungs- und Beweislast im prozessualen 

Sinn gibt es laut BAG nicht.



Sept. 2016

Schwäbisch Hall 10

Äußere sich der bestimmungsberechtigte Arbeitgeber zu bestimm-

ten Faktoren nicht, gehe dies nicht zulasten des Arbeitnehmers. Von 

diesem könne kein Vortrag zu Umständen verlangt werden, wie zum 

Beispiel der Höhe eines Bonustopfes, die außerhalb seines Kenntnis-

bereichs liegen. Auf die Erhebung einer Auskunftsklage könne er re-

gelmäßig nicht verwiesen werden. Vielmehr sei die Leistung durch das 

Gericht aufgrund der aktenkundig gewordenen Umstände (zum Bei-

spiel Höhe der Leistung in den Vorjahren, wirtschaftliche Kennzahlen, 

Ergebnis einer Leistungsbeurteilung) festzusetzen. Eine gerichtliche 

Leistungsfestsetzung scheide nur dann ausnahmsweise aus, wenn jeg-

liche Anhaltspunkte hierfür fehlten. Dies sei hier entgegen der Auffas-

sung des LAG nicht der Fall gewesen, so das BAG. Da die gerichtliche 

Bestimmung der Leistung nach § 315 Absatz 3 Satz 2 BGB regelmäßig 

Sache der Tatsacheninstanzen ist, hat das BAG den Rechtsstreit zur 

Festsetzung der Bonushöhe für das Geschäftsjahr 2011 an das LAG zu-

rückverwiesen.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 03.08.2016, 10 AZR 710/14

Feiertags- und Wochenendzuschläge von Pfändung 
ausgenommen

Sonntags-, Feiertags und Wochenendzuschüsse zum Arbeitsentgelt 

sind unpfändbar. Denn es handele sich um Erschwerniszulagen, die im 

Vollstreckungsverfahren besonders geschützt sind (§ 850a Nr. 3 ZPO), 

so das Landgericht (LG) Trier.

Die Vorinstanz hatte die Ansicht vertreten, die gesetzliche Regelung 

zum Schutz derartiger Zuschläge gegen den Gläubigerzugriff greife nur 

dann, wenn die Zulage nicht allein wegen des ungünstigen Zeitpunkts 

gewährt werde, zu dem die Arbeit erbracht werde. Dem ist das LG Trier 

mit dem Argument entgegen getreten, dass auch das flexibilisierte 

Arbeiten eine relevante Mehrbelastung nach sich ziehe. Der beson-

dere gesetzliche Schutz der Erschwerniszulagen gegen den Gläubiger-

zugriff müsse daher auch in diesen Fällen greifen. Dies hatten zuvor 

andere Gerichte (unter anderem das LG Hannover mit Beschluss vom 

21.03.2012, 11 T 6/12) auch so gesehen.

Zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung im Hinblick auf die 

hierzu vertretenen differenzierenden Ansichten (etwa LAG Hessen, 

Urteil vom 25.01.1988, 13 Sa 359/88) hat das LG Trier die Rechtsbe-

schwerde gegen seinen Beschluss zugelassen.

Landgericht Trier, Beschluss vom 12.05.2016, 5 T 33/16, nicht rechts-

kräftig

Unfallversicherung: Wer erst zum Arzt und dann zur 
Arbeit fährt, ist nicht geschützt

Fährt ein Arbeitnehmer am Morgen statt direkt zur Arbeitsstelle zu-

nächst zum Arzt (um dort routinemäßig Blut für eine Laboruntersu-

chung abnehmen zu lassen) und begibt er sich anschließend Richtung 

Arbeitsstätte, so sollte er auf dem Teilstück, das noch nicht unmittel-

bar zum Betrieb führt, besonders vorsichtig sein, will er den gesetzli-

chen Unfallversicherungsschutz nicht einbüßen. Passiert ihm nämlich 

vor Erreichen des „üblichen Arbeitsweges“ ein Unfall, so muss die Be-

rufsgenossenschaft nicht leisten. 

Hier vom Bundessozialgericht im Fall eines Lagerarbeiters entschie-

den, der meinte, die kurze Wegabweichung und der ebenfalls nur 

40minütige Aufenthalt in der Arztpraxis hätte keinen Einfluss darauf 

gehabt, dass er hauptsächlich auf dem Weg zur Arbeit gewesen sei – 

zumal ihm sein Arbeitgeber für den Arztbesuch freigegeben habe. Auch 

in der letzten Instanz kam er damit aber nicht durch.

BSG, B 2 U 16/14 R


